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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 13 RS 29/09 B 
 
L 5 R 225/07 (Sächsisches LSG) 
S 15 R 2140/05 (SG Chemnitz) 
 
 
 
………………………………, 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter: ……………………………., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund  
- Versorgungsträger für die Zusatzversorgungssysteme -, 
Hirschberger Straße 4, 10317 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 8. Juni 2009 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  S t e i n w e d e l   sowie die Richter   Dr.  F i c h t e 

und   K a l t e n s t e i n 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Sächsischen Landessozialgerichts vom 20. Januar 2009 wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligen haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtlichen 

Kosten zu erstatten. 

 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 2 - 
 

 
  

- 3 - 

G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 20.1.2009 hat das Sächsische Landessozialgericht (LSG) einen Anspruch des 

Klägers auf Feststellung der Zeiten vom 1.9.1979 bis 30.6.1990 als solche der Zugehörigkeit 

zum Zusatzversorgungssystem der technischen Intelligenz sowie der dabei erzielten 

Arbeitsentgelte verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger beim Bundessozialge-

richt (BSG) Beschwerde eingelegt. Er beruft sich auf Divergenz. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers ist unzulässig. Die Begründung vom 5.5.2009 ge-

nügt den gesetzlichen Anforderungen nicht, weil der von ihm allein gerügte Zulassungsgrund 

der Divergenz iS des § 160 Abs 2 Nr 2 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) nicht 

ordnungsgemäß bezeichnet worden ist (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG). 

 

Zur formgerechten Rüge des Zulassungsgrundes der Divergenz ist in der Beschwerdebegrün-

dung nicht nur die Entscheidung genau zu bezeichnen, von der die Entscheidung des LSG ab-

weichen soll; es ist auch deutlich zu machen, worin genau eine Abweichung zu sehen sein soll. 

Der Beschwerdeführer muss daher darlegen, zu welcher konkreten Rechtsfrage eine die Beru-

fungsentscheidung tragende Abweichung in deren rechtlichen Ausführungen enthalten sein 

soll. Hierzu muss er einen abstrakten Rechtssatz der vorinstanzlichen Entscheidung und einen 

abstrakten Rechtssatz aus dem höchstrichterlichen Urteil so gegenüberstellen, dass die 

Divergenz erkennbar wird. Nicht hingegen reicht es aus, auf eine bestimmte Aussage einer 

höchstrichterlichen Entscheidung mit der Behauptung hinzuweisen, das angegriffene Urteil 

weiche hiervon ab. Schließlich ist darzulegen, dass die berufungsgerichtliche Entscheidung auf 

der gerügten Divergenz beruhe (BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 21, 29, 67). 

 

Diese Kriterien erfüllt die Beschwerdebegründung nicht ansatzweise. Der Kläger beschränkt 

sich auf die pauschale Behauptung, das Urteil des LSG weiche von mehreren Entscheidungen 

des BSG "über diesen Sachverhalt" bzw "hinsichtlich der sachlichen und betrieblichen 

Voraussetzungen" ab. Konkret bezeichnet er Urteile des 4. Senats des BSG vom 9.4.2002 

(SozR 3-8570 § 1 Nr 6) und vom 10.4.2002 (SozR 3-8570 § 1 Nr 5). Weder den vorgenannten 

höchstrichterlichen Entscheidungen noch dem angefochtenen Urteil des LSG entnimmt er 

jedoch abstrakte Rechtssätze, die entscheidungstragend und miteinander unvereinbar wären. 

 

Selbst wenn man dem Vortrag des Klägers einen Rechtssatz des BSG entnähme, dass "Ver-

suchsstationen den Volkseigenen Betrieben gleichstellt sind", hätte er doch jedenfalls keinen 

widersprechenden Rechtssatz des LSG herausgearbeitet. Vielmehr lässt sein Vortrag 

erkennen, dass das LSG dem genannten Rechtssatz nicht widerspricht, sondern lediglich 
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annimmt, der Kläger sei im Sinne der Zweiten Durchführungsbestimmung zur VO-AVItech nicht 

in einer Versuchsstation tätig gewesen. 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat gemäß § 160a Abs 4 Satz 2 Halbsatz 2 SGG 

ab. 

 

Die Verwerfung der danach nicht formgerecht begründeten und damit unzulässigen 

Beschwerde erfolgt gemäß § 160a Abs 4 Satz 1 Halbsatz 2 iVm § 169 Satz 3 SGG durch 

Beschluss ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter. 

 

Die Kostenentscheidung folgt aus einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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